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Abschiebungen in die Türkei 

Anfrage des Abgeordneten Jan Timke und Fraktion Bündnis Deutschland 

Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele ausreisepflichtige türkische Staatsbürger hielten sich nach Kenntnis des 
Senats zum Stichtag 30. September 2024 im Land Bremen auf und wie viele dieser 
Personen sind vollziehbar ausreisepflichtig? 
 
2. Wie viele türkische Staatsbürger werden im Zuge der jüngst zwischen 
Bundeskanzler Olaf Scholz und dem türkischen Staatspräsidenten Recep T. Erdogan 
getroffenen Rückführungsvereinbarung nach den derzeitigen Planungen des Senats 
in den nächsten zwölf Monaten voraussichtlich aus dem Land Bremen 
abgeschoben? 
 
3. Durch welche konkreten Maßnahmen will der Senat das Vorhaben der 
Bundesregierung unterstützen, ausreisepflichtige türkische Staatsbürger verstärkt in 
ihr Heimatland zurückzuführen? 
 

Zu Frage 1:  
Im Land Bremen halten sich derzeit 343 ausreisepflichtige türkische 
Staatsangehörige auf, von denen 314 Personen geduldet werden. Die Vollziehbarkeit 
der Ausreisepflicht ist ein gesetzlich definierter Begriff, der nicht mit der 
Durchführbarkeit einer Abschiebung verwechselt werden darf. Geduldete Personen 
sind in der Regel vollziehbar ausreisepflichtig; es liegen zum gegebenen Zeitpunkt 
jedoch weitere Umstände vor, die einer Abschiebung entgegenstehen. Dies können 
etwa medizinische Gründe oder auch die Passlosigkeit der Betroffenen sein.  

Zu Frage 2:  
Eine valide Aussage für die Zukunft kann nicht getroffen werden. Rückführungen 
werden weiterhin konsequent betrieben; diese können allerdings auch an 
inlandsbezogenen Vollzugshindernissen im Einzelfall scheitern. Die Vorbereitung 
einer Abschiebung ist ein dynamischer Prozess, der von vielen verschiedenen 
Faktoren abhängt. Eine Vorplanung über mehrere Monate verbietet sich hier; oftmals 
werden Rückführungen innerhalb weniger Wochen vorbereitet.  

Zu Frage 3:  
Der Senator für Inneres und Sport steht hierzu in einem direkten Austausch mit dem 
BMI. Die zu diesem Zweck gebildete Arbeitsgruppe, an der auch Bremen beteiligt ist, 
tagt regelmäßig. Bremen hat geeignete Fälle, in denen eine Identifizierung der 
Betroffenen bzw. die Ausstellung eines Identitätsdokuments für die Rückführung 
erforderlich ist, über den Bund an die Türkei übermittelt. Hinsichtlich der übermittelten 
Fälle stehen größtenteils noch weitere Rückmeldungen aus der Türkei aus.  
Die diplomatische Zusammenarbeit mit der Türkei obliegt grundsätzlich dem Bund. 
Der Senator für Inneres und Sport steht jedoch in einem engen Austausch mit dem 
für Bremen zuständigen Generalkonsulat in Hannover. So finden quartalsweise  
Gespräche zwischen den Vertretern statt und Anfang des Jahres wurde in Bremen 
eine Sammelanhörung durchgeführt, in deren Nachgang Passersatzpapiere 
ausgestellt wurden und in einigen Fällen Rückführungen durchgeführt wurden. 


